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         Abstract

         			
         Die Stromerzeugung aus Braun- und Steinkohle war im Jahr 2016 für mehr als ein Viertel
            der deutschen Treibhausgas-Emissionen verantwortlich. Unter den Bundesländern ist
            Nordrhein-Westfalen der mit Abstand größte CO2-Emittent. Um die nationalen Klimaziele zu erreichen, werden daher gegenwärtig alternative
            Kohleausstiegspfade diskutiert, unter anderem in der Kommission „Wachstum, Strukturwandel
            und Beschäftigung“, welche bis Ende 2018 konkrete Vorschläge vorlegen soll (sogenannte
            „Kohlekommission“). Gestützt auf detaillierte Modellrechnungen zeigt dieser Bericht,
            dass eine zügige Reduktion der Kohleverstromung in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen
            notwendig ist, um die Klimaziele noch erreichen zu können – gemäß Klimaschutzplan
            der Bundesregierung bis 2030 eine Senkung der Emissionen im Energiesektor um gut 60 Prozent
            gegenüber 1990. Die Analyse zeigt auch, dass ein deutscher Kohleausstieg die Dekarbonisierung
            in Europa vorantreibt und den Ausbau erneuerbarer Energien in den Nachbarländern anreizen
            kann. Auch in Nordrhein-Westfalen ist der beschleunigte Kohleausstieg zur Erreichung
            der Klimaschutzziele notwendig. Sämtliche Braunkohlekraftwerke und viele Steinkohlekraftwerke
            können bis 2030 abgeschaltet werden. Das Auslaufen des Braunkohleabbaus in NRW kann
            so gestaltet werden, dass im Tagebau Garzweiler II keine zusätzlichen Ortschaften
            weichen müssen. Auch kann der schützenswerte Wald im Tagebau Hambach angesichts reduzierter
            Abbaumengen erhalten werden.
         

         			
         Bis zum Jahr 2020 strebt die Bundesregierung gemäß ihrer Klimaschutzziele eine Verringerung
            der Treibhausgas-Emissionen in Deutschland um 40 Prozent gegenüber 1990 an.1 Bis 2030 soll die Minderung mindestens 55 Prozent betragen.2 Einen wesentlichen Beitrag soll die Energiewirtschaft durch den Umstieg auf erneuerbare
            Energien leisten.3 Hier sollen die Treibhausgas-Emissionen bis 2030 um mindestens 61 Prozent gegenüber
            1990 gesenkt werden.4 Diese Ziele sind aktuell gefährdet: Ohne zusätzliche Maßnahmen ist zu erwarten, dass
            die Minderung der Treibhausgas-Emissionen bis 2020 insgesamt nur 35,5 Prozent betragen
            wird, unter anderem weil in der Stromerzeugung noch immer große Mengen Braun- und
            Steinkohle eingesetzt werden.5

         			
         Vor diesem Hintergrund erarbeitet die von der Bundesregierung eingesetzte Kommission
            „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“, in der Öffentlichkeit auch als „Kohlekommission“
            bezeichnet, seit Juni 2018 Konzepte zum Kohleausstieg. Das Ziel ist ein Kohleausstieg,
            der die Lücke zur Erreichung des Klimaziels für das Jahr 2020 reduziert, das Ziel
            für 2030 erfüllt und gleichzeitig Perspektiven für die Schaffung zukunftssicherer
            Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen aufzeigt. Bis Ende des Jahres soll die Kommission
            konkrete Konzepte vorlegen.
         

         			
         Das Bundesland Nordrhein-Westfalen (NRW) nimmt im Rahmen dieser Entwicklungen eine
            besondere Rolle ein: Einerseits verabschiedete der Landtag bereits 2013 ein Klimaschutzgesetz,
            welches eine Verringerung der Treibhausgas-Emissionen bis zum Jahr 2020 um mindestens
            25 Prozent und bis zum Jahr 2050 um mindestens 80 Prozent gegenüber dem Basisjahr
            1990 vorschreibt.6 Hierdurch gehört das Land zumindest formal zu den Vorreitern in der Klimaschutzpolitik.
            Andererseits ist Nordrhein-Westfalen derzeit der größte Emittent von Treibhausgasen
            unter den deutschen Bundesländern. Hierzu trägt bei, dass sich in NRW derzeit mit
            zehn Gigawatt die Hälfte der Kapazitäten der deutschen Braunkohlekraftwerke und mit
            etwa acht Gigawatt knapp ein Drittel der Steinkohlekraftwerke befinden. Allein die
            Braunkohlekraftwerke in NRW sorgten 2014 für zehn Prozent der gesamten deutschen CO2-Emissionen.7 Zudem liegt der Beitrag der erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung derzeit bei
            12,5 Prozent und somit weit unterhalb des Bundesdurchschnitts von 36 Prozent.8 Daher kommt NRW für die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende eine Schlüsselrolle
            zu.9

         			
         Vor diesem Hintergrund untersucht dieser Bericht drei mögliche Pfade für den Ausstieg
            aus der Braun- und Steinkohle in Deutschland im Kontext des europäischen Energiesystems.
            Für jeden Pfad analysiert eine Modellrechnung des europäischen Stromsystems die Wirkung
            auf den CO2-Ausstoß für die Jahre 2020 und 2030 und beleuchtet den resultierenden Mix an Erzeugungstechnologien.
            Im Anschluss geht der Bericht näher darauf ein, wie sich die betrachteten Ausstiegspfade
            auf Nordrhein-Westfalen auswirken würden. Im Fokus stehen dabei insbesondere Kraftwerke,
            CO2-Emissionen und Tagebaue sowie die Umweltschäden, die mit ihrem Betrieb verbunden
            sind.10

         			
         Ein Referenz-Szenario und zwei Pfade für den beschleunigten Kohleausstieg in Deutschland
            …
         

         			
         Die Effekte des Kohleausstiegs auf die Emissionen des deutschen Stromsektors und den
            europäischen Strommarkt wurden anhand eines Referenzpfades und zweier beschleunigter
            Ausstiegspfade bis 2030 analysiert.11 Der Referenzpfad schreibt hierbei die aktuell vorhandenen Kraftwerkskapazitäten ohne zusätzliche energie-
            und umweltpolitische Maßnahmen fort. Ein Kohleausstieg findet ausschließlich dadurch
            statt, dass Kraftwerke nach dem Erreichen ihrer technischen Lebensdauer stillgelegt
            werden, also vergleichsweise langsam.12 Dabei wird von der Möglichkeit der Ertüchtigung der Kraftwerke über ihre technische
            Lebensdauer hinaus, dem sogenannten Retrofit, abgesehen.
         

         			
         Die zwei beschleunigten Ausstiegspfade orientieren sich an den Vorschlägen zu frühzeitigen
            Stilllegungen von Kohlekraftwerken bis zum Jahr 2020, welche rund um die Jamaika-Sondierungen im November 2017 diskutiert wurden.13 Die Pfade werden so ermittelt, dass die Stilllegungen, je nach Ambition, annähernd
            gleichmäßig bis 2040 verteilt werden bzw. der Großteil der Kraftwerke bereits bis
            2030 abgeschaltet wird (Tabelle 1). Beim mittleren Ausstieg werden im Vergleich zum Referenzpfad bis 2020 zusätzlich drei Gigawatt an Kraftwerksleistung
            stillgelegt und bis 2030 die gesamte Kohlekapazität auf 17,1 Gigawatt reduziert. Der
            mittlere Pfad konzentriert sich zunächst auf den Braunkohleausstieg und sieht frühzeitige
            Stilllegungen von Steinkohlekraftwerken erst nach 2030 vor. Beim schnellen Ausstieg werden bis 2020 Kohlekraftwerke mit einer Leistung von sieben Gigawatt stillgelegt
            und die gesamte Kapazität bis 2030 auf 8,6 Gigawatt verringert. Hierbei werden vor
            2030 neben Braunkohle- auch bereits sukzessive Steinkohlekraftwerke stillgelegt.
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            Mögliche Ausstiegspfade aus der Kohleverstromung in Deutschland

            					
            Kraftwerkskapazitäten in Gigawatt
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            Quelle: Eigene Darstellung.
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            Emissionsintensive Braunkohle geht bis 2030 fast vollständig vom Netz; ein ambitionierter
               Ausstieg reduziert bis 2030 auch deutlich die Kapazitäten der Steinkohlekraftwerke.
            

            				
         

         			
         			
         Für den mittleren Ausstiegspfad wird zusätzlich der Effekt einer Begrenzung der jährlichen
            Laufzeit von Kohlekraftwerken untersucht.14 Konkret wird hierzu der Betrieb aller Kohlekraftwerke, die älter als 20 Jahre sind,
            auf maximal 4000 Volllaststunden pro Jahr begrenzt.15 Dieses Instrument zeichnet sich dadurch aus, dass es Emissionen energiewirtschaftlich
            sinnvoll reduziert und gleichzeitig die Beschäftigtenzahlen in den betroffenen Kraftwerken
            kaum beeinflusst.16

         			
         … um Emissionsziele im Stromsektor zu erreichen

         			
         Um die Ausstiegspfade im Hinblick auf die Klimaziele der Bundesregierung zu untersuchen,
            werden sie mit den Vorgaben aus dem Klimaschutzplan 2050 verglichen. Dieser legt zwar
            Ziele zur Minderung der Treibhausgas-Emissionen für einzelne Sektoren fest;17 jedoch sind für die Stromversorgung keine expliziten Klimaziele definiert, weil sie
            mit der Wärmeversorgung als Energiewirtschaft zusammengefasst ist. Hier schreibt das
            Ziel eine Minderung der Treibhausgas-Emissionen von gut 60 Prozent gegenüber dem Jahr
            1990 vor.
         

         			
         Hierbei ist zu beachten, dass die Dekarbonisierung im Wärmebereich als schwieriger
            zu erreichen gilt als die Dekarbonisierung im Stromsektor.18 Daher geht dieser Bericht davon aus, dass die Emissionen der Stromerzeugung um mindestens
            60 Prozent gesenkt werden müssen. Im Sinne einer flexiblen Handhabung der Sektorenziele
            beleuchten die Berechnungen alternativ auch das Ziel einer Minderung der strombedingten
            Emissionen um 80 Prozent. Dies trägt sowohl der schwierigeren Dekarbonisierung im
            Wärmesektor Rechnung, der in diesem Fall seine Emissionen nicht wesentlich reduzieren
            müsste, als auch möglichen Zielverfehlungen in anderen Sektoren.19

         			
         Da für 2020 keine Sektorenziele existieren, wurde hier das das Ziel einer Minderung
            von 40 Prozent auf den Stromsektor übertragen. Dies entspricht dem Ziel für die gesamten
            Treibhausgas-Emissionen.20

         			
         Ein detailliertes Modell berechnet die Emissionswirkungen des Kohleausstiegs

         			
         Zur Untersuchung der Ausstiegspfade wird das dynamische Investitions- und Kraftwerkseinsatzmodell
            dynELMOD verwendet (Kasten). Das Modell simuliert den europäischen Strommarkt in Fünfjahres-Schritten bis 2050,
            indem es kostenoptimale Investitionsentscheidungen in verschiedene Technologien zur
            Stromerzeugung, -speicherung und -verteilung trifft sowie ihren Einsatz ermittelt.
            Für den vorliegenden Bericht werden die Ergebnisse für die Jahre 2020 und 2030 analysiert.
         

         			
         Im Modell wird zudem der Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland als Randbedingung
            vorgegeben. Entsprechend der Vorgabe aus dem Erneuerbare-Energien-Gesetz werden bis
            zum Jahr 2025 mindestens 45 Prozent am Stromverbrauch erreicht und entsprechend dem
            aktuellen Koalitionsvertrag bis 2030 mindestens 65 Prozent.21 Daneben gibt das Modell eine Minderung der CO2-Emissionen bei der Stromerzeugung
            von 95 Prozent bis 2050 vor. Zusätzlich wird angenommen, dass Belgien bis 2020 seine
            verbleibenden Atomkraftwerke vollständig abschaltet, weil diese aktuell auf Grund
            von Störungen häufig nicht verfügbar sind.22

         			
         Zügiger Kohleausstieg reduziert Emissionen erheblich

         			
         Die Modellergebnisse zeigen,23 dass selbst in den ehrgeizigen Stilllegungsszenarien das sektorale Klimaziel für
            2020 nur erreicht werden kann, falls die Betriebsdauer von älteren und damit emissionsintensiveren
            Kraftwerken eingeschränkt wird (Abbildung 1). Bei einer Einschränkung der jährlichen Betriebsdauer und Stilllegungen im geringen
            Umfang von drei Gigawatt gemäß dem mittleren Ausstiegspfad wird das Ziel im Stromsektor
            knapp übertroffen, um sechs Millionen Tonnen CO2, und könnte damit absehbare Zielverfehlungen in anderen Sektoren kompensieren.
         

         			
         				
         
            					
            Abbildung 1

            					
            CO2-Emissionen im Stromsektor im Jahr 2020 für die verschiedenen Ausstiegspfade

            					
            In Millionen Tonnen CO2
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            Quelle: Eigene Berechnungen.

            					
            © DIW Berlin 2018

            					
            Eine substantielle Senkung der Emissionen im Stromsektor ist bis 2020 nur durch einen
               ambitionierten Ausstieg aus der Kohle zu erreichen.
            

            				
         

         			
         			
         Auch im Jahr 2030 wird das Mindestziel für die Dekarbonisierung im Stromsektor ohne
            eine Begrenzung der jährlichen Betriebsdauer im mittleren Ausstiegs-Szenario verfehlt,
            wenn auch knapp. Bei zusätzlicher Begrenzung der jährlichen Betriebsdauer und beim
            schnellen Ausstiegspfad wird das Emissionsziel erreicht. Zudem können zusätzlich um
            die 50 Millionen Tonnen CO2 eingespart werden, um unzureichende Emissionssenkungen in anderen Sektoren kompensieren
            und so das Klimaziel für 2030 kosteneffizient zu erreichen (Abbildung 2). In jedem Fall sind die Klimaziele nur durch einen forcierten Kohleausstieg zu erreichen.
            Ohne zusätzliche energiepolitische Maßnahmen würden sie verfehlt.
         

         			
         				
         
            					
            Abbildung 2

            					
            CO2-Emissionen im Stromsektor im Jahr 2030 für die verschiedenen Ausstiegspfade

            					
            In Millionen Tonnen CO2
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            Quelle: Eigene Berechnungen.

            					
            © DIW Berlin 2018

            					
            Die Klimaziele für den Stromsektor im Jahr 2030 sind nur durch einen forcierten Ausstieg
               aus der Kohle zu erreichen. Insbesondere kann ein ambitionierter Ausstieg Zielverfehlungen
               in anderen Sektoren kompensieren.
            

            				
         

         			
         			
         Auch der Energiemix in den Nachbarländern wird erneuerbarer

         			
         Die Befürchtung, dass sich durch einen deutschen Kohleausstieg die Stromerzeugung
            auf bestimmte andere Technologien in den Nachbarländern, wie französische Atomkraft
            oder polnische Braunkohle verlagert, ist unbegründet. Im Gegenteil: Der Kohleausstieg
            treibt auch die Dekarbonisierung in Europa voran.
         

         			
         Zurzeit wird ein Teil des deutschen Kohlestroms ins Ausland exportiert. Diese Importe
            sind für Abnehmerländer nur dann wirtschaftlich, wenn der importierte Strom nicht
            günstiger im eigenen Land erzeugt werden kann. Daher konkurriert dieser Strom nicht
            mit Atom- oder Braunkohlekraftwerken, sondern verdrängt vor allem emissionsärmere
            Gaskraftwerke in den Abnehmerländern.24 Bei einem Rückgang der deutschen Kohlestromerzeugung ist im europäischen Ausland
            also lediglich mit zusätzlicher Erzeugung von Gaskraftwerken, aber nicht von aktuell
            ohnehin bereits ausgelasteten Atom- oder Braunkohlekraftwerken, zu rechnen. Darüber
            hinaus entstehen zusätzliche Anreize für den Ausbau erneuerbarer Energien, weil die
            Möglichkeit des kostengünstigen Imports deutschen Kohlestroms entfällt.
         

         			
         Die Modellergebnisse spiegeln diese Marktmechanismen wider (Abbildung 3). Es wird deutlich, dass auch ein schneller Kohleausstieg in Deutschland im Jahr
            2030 beispielsweise nicht zu einer stärkeren Nutzung von Atomkraft in Frankreich und
            Kohle in Polen führt. Stattdessen werden vermehrt Gaskraftwerke eingesetzt und der
            Ausbau von erneuerbaren Energien sowie nachfrageseitiger Flexibilität und Speichern,
            beides hier nicht dargestellt, forciert. Ähnliche Befunde gelten für die anderen Nachbarländer.
            Im Jahr 2030 steht einem beschleunigten Kohleausstieg in Deutschland nur ein zu vernachlässigender
            Anstieg der Kohleverstromung in den Nachbarländern gegenüber, im Umfang von 0,6 bis
            2,1 Prozent des Rückgangs in Deutschland.
         

         			
         				
         
            					
            Abbildung 3

            					
            Stromerzeugung in Polen und Frankreich nach Technologien im Jahr 2030, für den Referenzpfad
               und beim schnellen Kohleausstieg in Deutschland
            

            					
            In Terawattstunden

            					
            [image: ]

            					
            Quelle: Eigene Berechnungen.
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            Der Kohleausstieg in Deutschland erhöht nicht die Stromerzeugung aus polnischen Kohlekraftwerken
               oder französischen Atomkraftwerken.
            

            				
         

         			
         			
         Dementsprechend verändern sich die Emissionen der Stromerzeugung innerhalb der Europäischen
            Union. Im Vergleich zum Referenzfall reduzieren sie sich im Jahr 2030 im mittleren
            Ausstiegspfad um rund zehn Prozent auf 465 Millionen Tonnen CO2 beziehungsweise um 15 Prozent auf 435 Millionen Tonnen CO2 bei gleichzeitiger Reduzierung der jährlichen Laufzeit. Im schnellen Ausstiegspfad
            kann eine Reduzierung um 17 Prozent im Vergleich zur Referenz erreicht werden.25

         			
         Technologiemix mit erneuerbaren Energien und Demand Side Management statt Kohle

         			
         Die im Vergleich zur Referenz beschleunigten Pfade für einen deutschen Kohleausstieg
            haben Auswirkungen auf den im Modell berechneten kosteneffizienten Mix an Erzeugungstechnologien.
         

         			
         Bis 2020 nimmt der Anteil variabler erneuerbarer Stromerzeugung aus Wind und Photovoltaik
            in Deutschland annahmegemäß zu. Hierdurch wächst auch der Nutzen von Flexibilität
            im Stromsystem und es kommt zu einem Ausbau von Anlagen zur Bereitstellung von Nachfrageflexibilität
            (Demand Side Management) in Höhe von zwei Gigawatt. Im Vergleich zur heutigen Situation
            findet bis 2020 in keinem der betrachteten Ausstiegspfade ein Zubau von thermischen
            Kraftwerken statt, aber es kommt zu altersbedingtem Stilllegen von Altanlagen im Umfang
            von 3,9 Gigawatt.26

         			
         Dieser Trend setzt sich im Jahr 2030 fort (Abbildung 4): Durch das altersbedingte Ausscheiden von Altanlagen, den vollständigen Ausstieg
            aus der Atomkraft und das Abschalten von Kohlekraftwerken gemäß der Ausstiegspfade
            geht die konventionelle Erzeugungsleistung in Deutschland weiter zurück.27 Wechselwirkungen existieren auch zwischen den Ausstiegspfaden und dem Ausbau von
            Anlagen zur Bereitstellung von Flexibilität: Die kostenoptimale Kapazität von Anlagen
            zum Lastmanagement steigt in den beschleunigten Ausstiegspfaden um weitere zwei Gigawatt
            auf insgesamt vier Gigawatt. Diese stellen benötigte Flexibilität bereit, um höherer
            Anteile variabler erneuerbarer Energien zu integrieren, welche annahmegemäß im Modell
            zugebaut werden.28

         			
         				
         
            					
            Abbildung 4

            					
            Mix an Technologien zur Stromerzeugung und Bereitstellung von Flexibilität in Deutschland
               im Jahr 2030, für den Referenzpfad und die zwei beschleunigten Pfade zum Kohleausstieg
            

            					
            In Gigawatt
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            Quelle: Eigene Berechnungen.

            					
            © DIW Berlin 2018

            					
            Erneuerbare Energieträger in Verbindung mit Speichern sowie Lastmanagement unterstützen
               den Rückgang fossiler Stromerzeugung.
            

            				
         

         			
         			
         Der Rückgang der Kohleverstromung verstärkt im Energiesystem insgesamt also die Nutzung
            erneuerbarer Energien. Der berechnete Mix an Erzeugungstechnologien und Flexibilitätsoptionen
            in Deutschland und Europa ist gemäß den Modellrechnungen in der Lage, die gesamte
            europäische Stromnachfrage, und damit auch die deutsche Spitzenlast, abzudecken. Um
            dies auch für eventuelle Extremsituation zu sichern, die über die im Modell bereits
            abgebildeten hinausgehen, steht eine Vielzahl weiterer energiepolitischer Instrumente
            zur Verfügung.
         

         			
         Einerseits kann der Gesetzgeber verstärkt angebots- und nachfrageseitige Potentiale
            zur Flexibilisierung heben. Hierzu zählen beispielsweise Großbatteriespeicher und
            weiteres Demand Side Management.29 Zudem können länderübergreifende Ausgleichseffekte im europäischen Stromnetz Synergien
            bewirken: Die Spitzen der Stromnachfrage sowie der Stromerzeugung durch Photovoltaik
            und Windturbinen treten in verschiedenen Ländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten
            auf, sodass es zu regionalen Stromüberschüssen kommen kann. Sowohl im berechneten,
            kostenoptimalen Stromversorgungssystem als auch gemäß anderer Berechnungen30 nimmt die deutsche Importkapazität auf den Grenzkuppelstellen zu den Nachbarländern
            deutlich zu. Überschüssiger Strom aus erneuerbaren und im Bedarfsfall auch aus konventionellen
            Energieträgern aus dem Ausland kann also zunehmend genutzt werden, um die deutsche
            Stromversorgung effizient abzusichern.
         

         			
         Nicht zuletzt besteht die Möglichkeit, eine strategische Reserve – ähnlich der bereits
            vorhandenen Kapazitätsreserve – zu installieren,31 in der Kraftwerke vorgehalten werden, die in den Jahren vor 2030 altersbedingt vom
            Netz gehen. Dabei wären vorrangig solche Kraftwerke auszuwählen, deren Brennstoffbeschaffung
            kurzfristig reaktivierbar ist. Braunkohlekraftwerke wären für eventuelle Reservemechanismen
            ungeeignet, weil deren zumeist nahegelegene Tagebaue bei einem frühzeitigen Abschalten
            ebenfalls geschlossen und renaturiert werden sollten.32

         			
         Die zukünftige Entwicklung von Stromnachfrage und Spitzenlast ist aufgrund der politisch
            erwünschten Sektorkopplung mit einer gewissen Unsicherheit behaftet. Im Zuge einer
            verstärkten Verzahnung der Sektoren Strom, Wärme und Verkehr könnte die jährliche
            Spitze der Stromnachfrage entsprechend steigen. Die zunehmende Elektrifizierung sollte
            daher von einer adäquaten technologischen, marktlichen, ordnungsrechtlichen und regulatorischen
            Rahmensetzung flankiert werden. Diese sollte darauf hinwirken, dass gleichzeitig auftretende
            Spitzen der Stromnachfrage in den gekoppelten Sektoren vermieden oder zumindest gemildert
            werden.33

         			
         Nordrhein-Westfalen als Schlüsselland der Energiewende bleibt unter seinen Möglichkeiten

         			
         Das Bundesland Nordrhein-Westfalen ist als traditionelles Energieland ein Schlüsselland
            der Energiewende. Trotz der anspruchsvollen Klimaschutzgesetzgebung bleibt die tatsächliche
            Umsetzung der Energiewende bisher hinter den Möglichkeiten zurück. Dies bezieht sich
            sowohl auf das Festhalten an der Kohleverstromung als auch auf die Zurückhaltung beim
            Ausbau erneuerbarer Energien. Insbesondere verfolgt die Landesregierung gerade eine
            Initiative, welche mit strengen Abstandsregelungen für Windkraftanlagen das verfügbare
            Flächenpotential stark einschränken würde.34

         			
         Der Klimaschutz in NRW braucht einen forcierten Ausbau erneuerbarer Energien im Land
            …
         

         			
         Dagegen zeigen energiewirtschaftliche Berechnungen, welche den Klimaschutzplan des
            Landes zugrunde legen, dass zur Erreichung der Klimaschutzziele in NRW der Stromsektor
            weitestgehend von fossilen auf erneuerbare Technologien umgestellt werden müsste:35 Das Klimaschutzziel für 2050 – eine Emissionsminderung um 80 Prozent gegenüber 199036 – werde nur bei einem Ausbau der erneuerbaren Energien auf mindestens 80 Prozent
            der Stromerzeugung im Jahr 2050 erreicht.37

         			
         Nach § 6 des Klimaschutzgesetzes wird der Klimaschutzplan alle fünf Jahre fortgeschrieben.
            Die Landesregierung müsste daher 2019 eine Aktualisierung vorlegen. Derzeit ist jedoch
            unklar, wie die vorgesehenen Klimaschutzziele darin Niederschlag finden sollen.
         

         			
         … und den beschleunigten Ausstieg aus der Kohle

         			
         Die skizzierten Kohleausstiegspfade lassen sich auf Länderebene herunterbrechen. Im
            Bereich der Braunkohle werden zunächst ältere und damit im Durchschnitt emissionsintensivere
            Kraftwerke stillgelegt. Dabei werden die Stilllegungen gleichmäßig auf die drei deutschen
            Braunkohlereviere verteilt. Dies bedeutet für das rheinische Revier in Nordrhein-Westfalen,
            dass im mittleren Pfad bis auf die vier modernsten Kraftwerksblöcke – Niederaußem
            K sowie Neurath E, BoA 2 und BoA 3 – alle Braunkohlekraftwerke bis spätestens 2025
            stillgelegt werden. Im Falle des schnellen Ausstiegs werden lediglich die zwei modernsten
            Blöcke in Neurath (BoA 2 und 3) bis 2030 betrieben (Tabelle 2).
         

         			
         				
         
            					
            Tabelle 2

            					
            Kraftwerksscharfe Ausstiegspfade aus der Kohleverstromung für NRW, Braunkohle
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            Die Braunkohlekraftwerke in NRW werden in den beschleunigten Ausstiegspfaden bis 2030
               abgeschaltet werden.
            

            				
         

         			
         			
         Der Ausstieg aus der Kohleverstromung in NRW wird begleitet vom Ende des Steinkohlebergbaus,
            welcher im Dezember 2018 mit der Schließung der letzten beiden Zechen (Ibbenbüren
            sowie Prosper-Haniel in Bottrop) endgültig besiegelt wird. Bereits seit den 1950er
            Jahren war die Steinkohleförderung in NRW, wie auch in anderen Regionen Deutschlands,
            nicht mehr wettbewerbsfähig und musste mit erheblichen Subventionen unterstützt werden.38 Die verbleibenden Steinkohlekraftwerke werden ab 2019 vollständig mit importierter
            Kohle versorgt.
         

         			
         Die Ausstiegspfade für Steinkohlekraftwerke in NRW sehen eine schrittweise Schließung
            zwischen 2030 und 2040 (mittlerer Ausstieg) bzw. zwischen 2020 und 2040 (schneller
            Ausstieg) vor (Tabelle 3). Dies entspricht weitestgehend dem altersbedingten Ausstiegspfad des Referenzszenarios,
            sodass die Abweichungen hiervon, für welche besondere Politikmaßnahmen erforderlich
            wären, gering sind. Aufgrund der im Verhältnis zur Braunkohle geringeren CO2-Emissionen sowie geringer zu erwartender Volllaststunden hält sich der Beitrag der
            Steinkohlekraftwerke zu den CO2-Emissionen in Grenzen.
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            Kraftwerksscharfe Ausstiegspfade aus der Kohleverstromung für NRW, Steinkohle
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            Die meisten Steinkohlekraftwerke in NRW können bis 2030 abgeschaltet werden.

            				
         

         			
         			
         Klimaschutzeffekte des Kohleausstiegs in NRW besonders groß

         			
         Weil rund 56 Prozent der energiebedingten Emissionen in Nordrhein-Westfalen auf die
            gesamte Kohleverbrennung entfallen,39 verbessern frühzeitige Stilllegungen die Klimabilanz des Landes deutlich:40 Im Falle des mittleren Ausstiegspfads reduzieren sich die Emissionen, die auf die
            Kohleverbrennung zurückzuführen sind, durch die Abschaltung von Braunkohlekraftwerken
            bis 2030 um circa 40 Prozent gegenüber dem Referenzpfad; bei einer zusätzlichen Begrenzung
            der jährlichen Laufzeit der verbleibenden Braun- und Steinkohlekraftwerke um rund
            64 Prozent. Dieses Ergebnis wird auch im Falle einen schnellen Ausstiegs mit circa
            69 Prozent nur leicht übertroffen. Im Vergleich zu 2014 bedeutet dies eine Senkung
            der kohlebedingten Emissionen um 75 Prozent beim mittleren Ausstiegspfad, bzw. um
            87 Prozent mit einer zusätzlichen Begrenzung der Volllaststunden, und um 90 Prozent
            im schnellen Ausstiegspfad.
         

         			
         Der Ausstieg aus der Braunkohle dient auch dem Landschafts- und Umweltschutz

         			
         Neben den Emissionen mindert der Kohleausstieg auch die negativen Effekte, die mit
            der Nutzung von Braunkohlevorkommen einhergehen. Diesbezüglich gibt es wegen der aktuellen
            Planungen der Tagebaue Garzweiler II sowie Hambach Auseinandersetzungen über das richtige
            Maß des Abbaus. Ein beschleunigter Kohleausstieg in Nordrhein-Westfalen wirkt sich
            auch in einer verringerten Abbaumenge von Braunkohle aus. Insgesamt sinkt mit dem
            Kohleausstieg der Braunkohlebedarf stark, sodass nicht die gesamten Braunkohlevorräte
            in den Tagebauen Inden, Garzweiler II und Hambach gefördert werden müssen (Abbildung 5).
         

         			
         				
         
            					
            Abbildung 5

            					
            Abbaumengen im rheinischen Braunkohlerevier beim schnellen Ausstiegspfad

            					
            In Millionen Tonnen
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            Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Pao-Yu Oei et al. (2014): Braunkohleausstieg
               – Gestaltungsoptionen im Rahmen der Energiewende. DIW Berlin Politikberatung kompakt
               84 (online verfügbar).
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            Die Tagebaue Inden, Garzweiler II und Hambach können die benötigte Braunkohle bis
               zum Kohleausstieg bereitstellen.
            

            				
         

         			
         			
         Der Tagebau Garzweiler II wird im Szenario eines schnellen Kohleausstiegs bis zum
            Jahr 2030 nur bis zur Autobahn A61 abgebaut, um insgesamt noch 150 Millionen Tonnen
            Braunkohle zu fördern (Abbildung 6). Hierdurch wird insgesamt nur ungefähr ein Fünftel der im Rahmenbetriebsplan genehmigten
            Kohlemenge in Anspruch genommen. In diesem Fall müssen die Dörfer Keyenberg, Kuckum,
            Unterwestrich, Oberwestrich und Berverath, welche in den laufenden Abbauplänen berücksichtigt
            sind, nicht weichen. Auch der Braunkohletagebau in Hambach beschränkt sich in dem
            schnellen Ausstiegspfad auf 230 Millionen Tonnen. Die Kohle wird sowohl für die Versorgung
            der Kraftwerke Neurath und Niederaußem, als auch einiger kleinerer Kraftwerke verwendet.
            Durch die verringerte Abbaumenge könnte auch auf die Abholzung großer Teile des Hambacher
            Waldes verzichtet werden, welche unter Gesichtspunktes des Umweltschutzes höchst umstritten
            ist.41 Der Tagebau Inden dient ausschließlich der Belieferung des Braunkohlekraftwerks Weisweiler
            und wird daher beim schnellen Aussteig zeitgleich mit dem Kraftwerk im Jahr 2020 geschlossen.
         

         			
         				
         
            					
            Abbildung 6

            					
            Rheinisches Braunkohlrevier und Verlauf der Abbaukanten der Tagebaue Garzweiler, Hambach
               und Inden nach aktuellen Planungen ohne einen Kohleausstieg in NRW
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            Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Clemens Gerbaulet et al. (2012): Die Zukunft
               der Braunkohle in Deutschland im Rahmen der Energiewende. DIW Politikberatung kompakt
               69 (online verfügbar), Öko-Institut (2017): Die deutsche Braunkohlenwirtschaft. Historische Entwicklungen,
               Ressourcen, Technik, wirtschaftliche Strukturen und Umweltauswirkungen. Studie im
               Auftrag von Agora Energiewende und der European Climate Foundation (online verfügbar).
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            Der Ausstieg aus dem Braunkohleabbau kann so gestaltet werden, dass weder weitere
               Dörfer (Tagebau Garzweiler II) noch der Hambacher Wald (Tagebau Hambach) weichen müssen.
            

            				
         

         			
         			
         Schlussfolgerungen

         			
         Ohne den Kohleausstieg werden in Deutschland weder die Klimaziele erreicht noch kann
            der notwendige Umbau hin zu einem weitestgehend auf erneuerbaren Energien basierten
            Strom- und Energiesystem gelingen. Aus diesem Grund wird der Kohleausstieg derzeit
            politisch intensiv diskutiert. Insbesondere soll die Kohlekommission bis Ende des
            Jahres konkrete Vorschläge erarbeiten.
         

         			
         Vor diesem Hintergrund zeigt dieser Bericht unterschiedlich ambitionierte Pfade für
            einen Kohleausstieg in Deutschland auf und untersucht ihre Wirkungen auf die CO2-Emissionen anhand detaillierter Modellrechnungen. Nimmt man keine zusätzlichen Stilllegungen
            von Kraftwerken über das Ausscheiden nach Vollendung ihrer technischen Lebensdauer
            hinaus an, werden sowohl 2020 als auch 2030 die Minderungsziele für CO2-Emissionen in der Energiewirtschaft deutlich verfehlt. 
         

         			
         Bei einem forcierten, mittleren Ausstieg werden bis 2020 zusätzlich drei Gigawatt
            an Kraftwerksleistung abgeschaltet und bis 2030 die gesamte Kohlekapazität auf 17,1 Gigawatt
            reduziert; in einem schnellen Ausstieg werden bis 2020 Kohlekraftwerke mit einer Leistung
            von sieben Gigawatt stillgelegt und die gesamte Kapazität bis 2030 auf 8,6 Gigawatt
            gesenkt. Der schnelle Ausstiegspfad führt dazu, dass im Jahr 2030 die Klimaziele in
            Energiesektor erreicht werden. Der mittlere Pfad ermöglicht dies nur, falls zusätzlich
            die jährliche Betriebsdauer von alten Kohlekraftwerken eingeschränkt wird. Eine Zielerreichung
            für das Jahr 2020 kann ebenfalls nur durch eine zusätzliche Reduktion der Volllaststunden
            ermöglicht werden. Zugleich gilt: Je ambitionierter ein Pfad ist, umso mehr kann er
            Zielverfehlungen in anderen Sektoren kompensieren und so zur Erreichung der sektorübergreifenden
            Emissionsziele effizient beitragen.
         

         			
         Die positiven Effekte werden, entgegen häufig geäußerter Befürchtungen, kaum durch
            gegenläufige Effekte im europäischen Ausland nivelliert. Im Gegenteil: Die Modellergebnisse
            zeigen, dass ein beschleunigter Kohleausstieg auch hier Anreize zur Dekarbonisierung
            des Energiesystems schafft. Insgesamt sinken die CO2-Emissionen in Europa durch einen beschleunigten Kohleausstieg um bis zu 17 Prozent
            im Jahr 2030.
         

         			
         Das Bundesland Nordrhein-Westfalen nimmt im Rahmen der Energiewende eine Schlüsselposition
            ein: Zum einen stehen in NRW mit Abstand die meisten Kohlekraftwerke und das Land
            ist der größte CO2-Emittent auf Bundesländerebene. Daher sollte der Kohleausstieg hier besonders engagiert
            angegangen werden. Sämtliche Braunkohlekraftwerke sollten bis 2030 abgeschaltet werden;
            Steinkohlekraftwerke bis spätestens 2040. Zum anderen sollten die Potenziale erneuerbarer
            Energien wesentlich stärker genutzt werden als bisher. Je nach beschleunigtem Ausstiegspfad
            gehen die Emissionen der Kohlenutzung im Vergleich zu 2014 um circa 75 bis 90 Prozent
            zurück; dadurch verringert sich der energiebedingte Ausstoß von Treibhausgasen in
            NRW um bis zu 50 Prozent. Die Landesregierung sollte diese Befunde bei der nächsten
            Aktualisierung ihres Klimaschutzplanes im Jahr 2019 berücksichtigen und den Ausbau
            der erneuerbaren Energien stärker forcieren.
         

         			
         Neben den Emissionen mindert der Kohleausstieg auch die negativen Effekte, die mit
            der Nutzung von Braunkohlevorkommen einhergehen. Das Auslaufen des Braunkohleabbaus
            in NRW sollte so gestaltet werden, dass weder im Tagebau Garzweiler II zusätzliche
            Ortschaften noch der aus naturschutzrechtlichen Gründen erhaltenswerte Wald im Tagebau
            Hambach weichen müssen.
         

         			
         Der Ausstieg aus der Kohleverstromung ist vor allem aufgrund der hohen negativen Externalitäten
            von Kohleabbau und -verstromung wirtschaftlich vorteilhaft. Daher sollten jetzt die
            Rahmenbedingungen für einen Umbau der Stromversorgung gesetzt werden: Die Bundesregierung
            sollte einen zügigen Kohleausstieg einleiten, einhergehend mit einem beschleunigten
            Umbau des Stromsystems hin zu erneuerbaren Energien. Hierfür ist die Berücksichtigung
            von Speichern, Potentialen zum Demand Side Management sowie eine vertiefte europäische
            Integration förderlich.
         

         			
         			
         		
         		
         		
         			
         			
         			
         			
         			
         			
         		
         		
         			
         			
         			
         			
         		
         		
         			
         
            			
            Kasten

            			
            Das Modell dynELMOD

            			
            Das dynamische Investitions- und Kraftwerkseinsatzmodell dynELMOD fällt Investitionsentscheidungen
               hinsichtlich Anlagen zur konventionellen sowie erneuerbaren Stromerzeugung, Speichern,
               Demand-Side-Management und Hochspannungsleitungen. Anschließend ermittelt es den resultierenden
               Kraftwerkseinsatz und die Stromflüsse zwischen den Ländern Europas.1

            			
            Es baut hierbei auf aktuellen Daten zum europäischen Kraftwerkspark und Stromnetz
               auf. Weitere Inputs umfassen Prognosen des europäischen Stromverbrauchs, Kosten und
               Eigenschaften der betrachteten Technologien sowie die historischen, stündlichen Zeitreihen
               der Stromnachfrage und Einspeisung erneuerbarer Energien aus dem Basisjahr 2013.
            

            			
            Das Modell minimiert unter vorgegeben Randbedingungen die totalen Systemkosten der
               Stromversorgung bis zum Jahr 2050 in Fünfjahres-Schritten über 33 europäische Länder,
               unterteilt in fünf synchrone Netzzonen (Abbildung). Somit simuliert es den europäischen Strommarkt in den untersuchten zukünftigen
               Jahren. Eine wichtige Randbedingung ist die weitereichende Dekarbonisierung der europäischen
               Stromversorgung bis 2050. Dies wird durch eine lineare Reduktion der Treibhausgasemissionen
               modelliert, von 1300 Millionen Tonnen CO2 im Jahr 2015 auf 20 Millionen Tonnen CO2 im Jahr 2050.2

            			
            				
            
               					
               Abbildung

               					
               Geografische Abdeckung des Modells dynELMOD
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               Quelle: Gerbaulet und Lorenz (2017), a.a.O.
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               Das Investitionsmodell berücksichtigt 32 Länder in Europa.

               				
            

            			
            			
            Damit die Rechenzeit trotz des großen zeitlichen und räumlichen Betrachtungsrahmens
               vertretbar bleibt, werden Investitionsentscheidungen in Fünfjahres-Schritten ermittelt
               sowie ein spezieller Algorithmus verwendet, der den jährlichen Betrachtungszeitraum
               reduziert. Hierbei bleiben die saisonalen Charakteristika und Extrema der Stromnachfrage
               sowie Phasen mit geringer Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erhalten.
            

            			
            Die Modelloutputs umfassen den europäischen Mix an Erzeugungstechnologien und Flexibilitätsoptionen,
               bestehend aus konventionellen und erneuerbaren Anlagen zur Stromerzeugung, Speichern
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         Interview mit Claudia Kemfert

         „Die deutschen Klimaziele können nur durch einen beschleunigten Ausstieg aus der Kohle
            erreicht werden“
         

         Prof. Dr. Claudia Kemfert 
Leiterin der Abteilung Energie, 
Verkehr, Umwelt am DIW Berlin
         

         
            				
            	Frau Kemfert, können die Klimaziele der Bundesregierung mit der Stromerzeugung aus
                  Braun- und Steinkohle noch erreicht werden? Die Klimaziele für das Jahr 2020 werden bei dem derzeitig hohen Anteil von Kohlekraftwerken
               im Stromerzeugungssektor nicht mehr erreicht werden können. Selbst wenn man kurzfristig
               viele Kapazitäten vom Netz nehmen würde, würde es extrem schwer werden. Anders sieht
               es aus beim Klimaziel für 2030, da gäbe es genügend Spielraum, diese Emissionsminderungsziele
               noch zu erreichen.
            

            				
            	Nordrhein-Westfalen hat 2013 ein Klimaschutzgesetz verabschiedet, das eine Verringerung
                  der Treibhausgas-Emissionen um mindestens 25 Prozent bis 2020 vorschreibt. Dieses
                  Ziel liegt unter dem Klimaziel der Bundesregierung, das eine Verringerung von 40 Prozent
                  bis 2020 vorschreibt. Wie kann das funktionieren? Nordrhein-Westfalen ist das Bundesland mit den im Vergleich zu anderen Bundesländern
               höchsten CO2-Emissionen. Strom wird dort zum größten Teil durch Kohlekraftwerke erzeugt, die zum
               größten Teil alt und ineffizient sind. Die Klimaziele können dort nur erreicht werden,
               wenn die Energiewende konsequent angegangen, der Ausbau der erneuerbaren Energien
               deutlich forciert und ein Kohleausstieg so schnell wie möglich begonnen wird.
            

            				
            	Sie haben Modellrechnungen zum Kohleausstieg durchgeführt. Wie sehen die aus? Wir haben verschiedene Szenarien miteinander verglichen. Zum einen haben wir uns
               ein Referenz-Szenario angeschaut, bei dem im Stromsektor sehr wenig passiert und der
               Status quo praktisch fortgeschrieben wird. Dann haben wir einen sogenannten mittleren
               Kohleausstieg angenommen, bei dem einige Kraftwerke vom Netz gehen und zudem die Kapazitäten
               gedrosselt werden. Das dritte Szenario ist ein schneller Kohleausstieg, bei dem der
               Anteil von Kohlestrom sehr viel schneller zurückgeht. Beim Vergleich haben wir festgestellt,
               dass die Klimaziele nur erreichbar sind, wenn wir die Kohlekapazitäten möglichst rasch
               deutlich vermindern. Wenn in den anderen Sektoren nicht mehr passiert, hängt das Erreichen
               der Klimaziele fast vollständig vom Stromsektor ab. Aus diesem Grund ist es ratsam,
               den Kohleausstieg so schnell wie möglich zu beginnen und ihn in spätestens zehn bis
               15 Jahren abgeschlossen zu haben.
            

            				
            	Müsste Nordrhein-Westfalen als größter Emittent schneller aus der Kohle aussteigen
                  als die anderen Bundesländer? Nordrhein-Westfalen muss als größter Emittent schneller aussteigen als andere Bundesländer.
               Dort stehen sehr viel alte und ineffiziente Kohlekraftwerke, die ohnehin so schnell
               wie möglich vom Netz sollten. Nordrhein-Westfalen liegt im Vergleich zu anderen Bundesländern
               gerade beim Ausbau der erneuerbaren Energien noch immer sehr weit hinten. Hier muss
               Nordrhein-Westfalen sehr viel mehr tun, um einerseits den Kohleausstieg schnell umzusetzen
               und andererseits die erneuerbaren Energien deutlich auszubauen.
            

            				
            	Kritiker fürchten, dass sich die Kohleverstromung bei einem Ausstieg Deutschlands
                  ins benachbarte Ausland verlagert. Wir haben uns in unseren Szenarien explizit mit dieser Situation befasst und dies
               nicht feststellen können. Es ist sogar so, dass weder in den Ländern, die sehr viel
               Kohle einsetzen, ein Anstieg der Kohleverstromung festzustellen ist, noch in Ländern,
               die sehr viel Atomstrom haben, ein Anstieg der Atomenergie. Der deutsche Kohleausstieg
               kann sogar dazu führen, dass der Anteil von erneuerbaren Energien in anderen Ländern
               zunimmt.
            

            				
            	Wird das deutsche Stromnetz bei einem beschleunigten Kohleausstieg anfälliger bei
                  extremen Spitzenlasten? Das Stromsystem ist durchaus in der Lage, die erneuerbaren Energien aufzunehmen und
               für Versorgungssicherheit zu sorgen, wenn die Rahmenbedingungen konsequent angepasst
               werden und in der Zukunft beispielsweise mehr Stromspeicher nutzbar gemacht werden
               oder auch der Verkehrssektor mit integriert wird. Wenn man möglichst rasch beginnt,
               diese Optionen zuzulassen, dann ist auch das Stromsystem mit hohen Anteilen erneuerbarer
               Energien überhaupt gar kein Problem.
            

            			
         

         Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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         Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf der Website des DIW Berlin.
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         Von Alexander Kritikos

         Griechenland setzt seine Zukunft aufs Spiel

         Prof. Dr. Alexander Kritikos ist Forschungsdirektor am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
            (DIW Berlin). Der Beitrag gibt die Meinung des Autors wieder.
         

         Am 20. August endet das dritte Hilfsprogramm für Griechenland. Was wurde im Austausch
            für neue Kredittranchen nicht alles reformiert: Die Renten und Sozialleistungen wurden
            mehrfach gekürzt, die staatlichen Löhne und der private Mindestlohn gesenkt, die Zahl
            der Staatsbediensteten reduziert, die Steuern mehrfach erhöht.
         

         Diese Schritte dienten der Sanierung des Staatshaushalts – angesichts der jüngst erzielten
            Primärüberschüsse durchaus ein Erfolg. Aber die Reformen blieben nicht ohne Nebenwirkungen:
            Sie führten zu einem dramatischen Rückgang der Binnennachfrage. Die Wertschöpfung
            in den gewerblichen Unternehmen schrumpfte um 42 Prozent und führte in der Folge zu
            hoher Arbeitslosigkeit und Armut. Ein Erreichen des Vorkrisenniveaus bleibt in weiter
            Ferne.
         

         Mit dem Ausstieg aus den Hilfsprogrammen will die griechische Regierung nun ein Signal
            an Märkte und Investoren senden: Die makroökonomischen Turbulenzen der vergangenen
            zehn Jahre stellten kein Wachstumshindernis mehr dar.
         

         Die Gläubiger Griechenlands unterstützen dies durch die Schaffung eines Liquiditätspuffers
            und einer Verschnaufpause bei der Tilgung der Staatsschulden bis zum Jahr 2032. Nur
            erwarten sie im Gegenzug von Athen hohe Primärüberschüsse von jährlich 3,5 Prozent
            des BIP bis zum Jahr 2023 und 2,2 Prozent bis zum Jahr 2060. Man muss also von einem
            vierten Hilfsprogramm sprechen.
         

         Eine solche Vorgabe ist ein Misstrauensvotum und ökonomisch wenig sinnvoll. Denn sie
            schränkt die Instrumente griechischer Regierungen erheblich ein, durch öffentliche
            Investitionen Wachstum zu fördern und die Wirtschaft anzukurbeln.
         

         Aber es geht um mehr als um diese vorläufige Stabilisierung des makroökonomischen
            Umfelds und die Beschränkung der Handlungsfähigkeit der Regierung. Griechenland braucht
            die richtigen Rahmenbedingungen für eine wettbewerbsfähige Wirtschaftsstruktur.
         

         Jenseits stark deregulierter Arbeitsmärkte blieben in den acht Jahren viele Strukturreformen
            liegen. Produktmärkte sind immer noch überreguliert, der Staatsapparat ist ineffizient,
            die öffentliche Verwaltung funktioniert schlecht. Das Steuersystem ist unzuverlässig,
            die Bürokratie überbordend, zahllose sich widersprechende Vorschriften belasten den
            unternehmerischen Alltag. Das Justizsystem hat sich gar verschlechtert. Hinzu gekommen
            sind immer höhere Steuersätze und die Notsituation der Banken. Auch das Innovationssystem
            Griechenlands hat unter der Krise gelitten. Dabei hat das Land viel Potential, nicht
            nur im Tourismus, sondern auch in der Logistikbranche und vor allem in den wissensintensiven
            Dienstleistungen, etwa den IT-Dienstleistungen.
         

         Es gibt handfeste Gründe, warum diese Reformen nicht eingeleitet wurden: Die Unternehmen,
            die in stark regulierten Märkten tätig sind, fühlen sich darin durchaus wohl. Schließlich
            wird das Eindringen neuer Unternehmen erschwert, die für mehr Wachstum, aber auch
            für mehr Wettbewerb sorgen. Auf der anderen Seite sichert sich die Bürokratie ebenso
            wie Politikerinnen und Politiker mit Hilfe widersprüchlicher Verwaltungsvorschriften
            ihren Teil am Kuchen. Es gibt also eine implizite Vereinbarung zweier starker Interessengruppen,
            genau diesen Teil der Strukturreformen außen vor zu lassen – zulasten Dritter.
         

         Was fehlt, ist eine Regierung, die die Gesamtinteressen des Landes über Partikularinteressen
            stellt und den immer noch anstehenden Reformprozess strategisch neu ausrichtet. Und
            Gläubiger, die ihre Forderungen nach Primärüberschüssen abmildern, wenn diese Reformen
            doch noch angegangen und die frei werdenden Mittel sinnvoll verwendet werden: staatliche
            Investitionen in das griechische Innovationssystem etwa oder der Aufbau eines modernen
            sozialen Sicherheitsnetzes, das notwendig ist, um die negativen Folgen der Arbeitsmarktderegulierung
            abzufangen. Griechenland braucht angebotsorientierte Reformen, um private Investitionen
            zu steigern und auf einen nachhaltigen Wachstumspfad zu gelangen. Bleibt alles beim
            Alten, sind die Zukunftsperspektiven des Landes bescheiden.
         

         Eine längere Fassung dieses Beitrags erschien am 7. August 2018 in der Süddeutschen
            Zeitung.
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         Die Konjunkturbeobachtung in der Baumwollspinnerei

         			
         Rund 95 bis 97 Prozent der deutschen Baumwollgarnproduktion werden auf dem Binnenmarkt
            abgesetzt. Der größte Teil der in Deutschland produzierten Baumwollgarne dürfte zur
            Erzeugung von Bekleidungsgegenständen dienen. Der für den Baumwollgarnabsatz entscheidende
            Faktor ist daher die Kauftätigkeit der Konsumenten. Diese kommt in den Umsätzen des
            Textileinzelhandels zum Ausdruck. […] Die Konjunkturbewegung der Umsatzmengen des
            Textileinzelhandels zeigt einen engen Zusammenhang mit den Bewegungen der Baumwollgarnproduktion.
            Die großen Auf- und Abwärtsbewegungen der Garnproduktion folgten den Einzelhandelsumsätzen
            in einem Abstand von zwei bis drei Monaten. […] Einen gewissen Anhalt für die Beurteilung
            dieser Einflüsse, welche die vom Einzelhandel ausgehenden Tendenzen modifizieren,
            ist durch die Bewegung der Baumwollgarneinfuhr gegeben. Die Mehreinfuhr von Baumwollgarnen
            beginnt zu steigen, wenn die inländische Garnproduktion sich ihrem konjunkturellen
            Höhepunkt nähert, das heißt also wenn die Kapazität der Spinnereien nahezu voll ausgenutzt
            wird. Ein Rückgang erfolgt bereits vor Beginn der Produktionssenkung.
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